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l ie h e n  von 14 b is  u n te r  16 Jahren und J u g en d lic h e n  von 16 b is  
u n te r  18 J a h re n . B el Ju g e n d lic h e n . d ie  noch n ic h t  16 Jah re  a l t  
s in d , d D rfen  nur d ie  Verwarnung B i t  O rdnungegeld , d .  h .  von 1 ,

bis 20,—  Mark sowie die Maßnahmen gemäß 3 6 O.VG, sofern 
dies in einzelnen Tatbeständen dos Ordnungswidrigkeiton- 
rechts vorgesehen ist, ausgesprochen werden. Gegenüber Ju­
gendlichen über 16 Jahre dürfen alle Ordnungsstrafmaßnahmen 
angewondot werden. Dos Höchstmaß der Ordnungsstrafe darf aber 
300,—  Mark nicht überschreiten und nur ausgesprochen werden, 
wenn es die Art und Леізе der Ordnungswidrigkeit oder das 
bishorige Vorhalten dos Jugendlichen zur erzieherischen Ein­
wirkung erfordert und der Jugendliche ein еідепоз Arboits- 
einkommon hat. Unter dem Begriff eigenes Einkommen worden 
alle finanziellen Einkünfte erfaßt, aus denen der Jugendliche 
Eigentum erwirbt, einschließlich Lehrlingsentgelt und Sti­
pendium.

In Durchsetzung des Differenzierungsprinzips hoben die Un­
tersuchungsorgane des MfS dazu beizutragen, daß die jeweils 
vorgesehenen und ausgesprochenen Sanktionen im richtigen Ver­
hältnis zur begangenen Ordnungswidrigkeit stehen. Insbeson­
dere bei Jugendlichen bis zu 18 Jahren muß im Interosse einer 
nachhaltigen und dauerhaften Erziehung darauf Einfluß genom­
men werden, daß alle be- und entlastenden Umstände, die zur 
Ordnungswidrigkoit führten, in der Entscheidung berücksich­
tigt werden. Ein formales Abstrafen nutzt in der Regel wenig. 
Dem Jugendlichen muß begreifbar gemacht werden, daß er mit 
seiner Handlung gegen Rechtspflichten verstoßen hat und dies 
eine staatliche Reaktion nach sich zieht. Durch den Aus­
spruch oiner Ordnungsstrafe soll ein Ausgangspunkt gesotzt 
werden, auf dessen Grundlage er die notwendigen Schlußfolge­
rungen für sein weiteres Handeln ziehen soll. Auch bei Perso­
nen über 13 Jahre, die noch nicht über ein ausreichendes Maß 
an eigenem Arbeitseinkommen verfügen, wie z. B. Lehrlinge und 
Studenten, sind die persönlichen Verhältnisse des Rechtsver­
letzers beim Ausspruch von Sanktionen zu berücksichtigen.
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